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 ÖffR  Aufsatz

Julika Schmidt*

Der Kruzifix-Beschluss und seine Folgen
Zu den institutionellen Grenzen des Bundesverfassungsgerichts

A.  Einleitung

»Gegen den puren Unsinn und Übermut auch der höchsten 
Gerichte ist Widerstand geboten.« 1 Dieser Aufruf ist an-
gesichts der derzeitigen Überlegungen zur Resilienz des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 2 und zum Schutz 
des Gerichts vor destruktiven Blockaden, unvorstellbar. 
Er stammt auch nicht von »autoritär-populistische[n] Be-
strebungen« 3, sondern von einem ehemaligen bayerischen 
Kultusminister. Auslöser für diese Aussage war folgender 
umstrittene Leitsatz des BVerfG: »Die Anbringung eines 
Kreuzes oder Kruzifixes in den Unterrichtsräumen einer 
staatlichen Pflichtschule, die keine Bekenntnisschule ist, ver-
stößt gegen Art. 4 I GG«. 4

Die als Kruzifix-Beschluss 5 bekannte Grundsatzent-
scheidung hat aufgrund ihrer Bedeutung umfangreiche Auf-
merksamkeit in der Literatur nach sich gezogen. Neben zahl-
reichen Aufsätzen 6 thematisierten auch Sammelbände 7 und 
Dissertationen 8 die Entscheidung und deren Einordnung 
in den historischen Kontext. Dabei überwiegt die Anzahl 
negativer Beiträge gegenüber denjenigen, die dem BVerfG 
zustimmen. 9 Der bisher größten Aufregung über eine 

*  Die Autorin ist Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Deut-
sche Rechtsgeschichte und Bürgerliches Recht bei Frau Prof. Dr. Schu-
mann. Sie studierte Rechtswissenschaften an der Georg-August-Universi-
tät Göttingen. Der Beitrag ging aus einer Arbeit im Rahmen des Seminars 
»Entmachtung von Verfassungsgerichten und internationalen Gerichten: 
Erscheinungen, Ursachen und Gegenmaßnahmen« hervor, welches im 
Wintersemester 2024/25 von Herrn Dr. Andrej Lang (Lehrstuhlvertretung 
von Prof. Dr. Meinel) veranstaltet wurde.
1   Zitat von Hans Maier, SZ 14./15.8.1995, zitiert nach: Lamprecht, Zur De-
montage des Bundesverfassungsgerichts (1996), S. 43.
2   Gesetzesentwurf v. 24.9.2024, BT-Drs. 20/12977.
3   Gesetzesentwurf v. 11.4.2024, BT-Drs. 20/11025.
4   BVerfGE 93, 1 (1).
5   BVerfGE 93, 1.
6   Bei Geis, Zur Zulässigkeit des Kreuzes in der Schule aus verfassungs-
rechtlicher Sicht, in: Brugger/Huster (Hrsg.), Der Streit um das Kreuz in 
der Schule (1998), S. 41 (42) Fn. 1 findet sich eine Übersicht zu den kriti-
schen und in Fn. 2 zu den stützenden Aufsätzen.
7   Brugger/Huster (Hrsg.), Der Streit um das Kreuz in der Schule (1998); 
Maier (Hrsg.), Das Kreuz im Widerspruch (1996).
8   Jakobs, Kreuze in der Schule – Glaubensfreiheit und Benachteiligungs-
verbot (2000); Gregor, Das Kreuz im »Kruzifix-Beschluß« des Bundesver-
fassungsgerichts (1999).
9   Geis (Fn. 6), S. 41 (41 f.); Renck, Zum rechtlichen Gehalt der Kruzifix-
Debatte, ZRP 1996, 16 (16).

BVerfG-Entscheidung 10 folgten darüber hinaus Vorschläge, 
die Macht des BVerfG zu begrenzen. 11 

Diese Arbeit beleuchtet den Beschluss unter folgender 
Fragestellung: Hätte die enorme Gegenreaktion auf den 
Kruzifix-Beschluss durch das Vermeiden von Fehlern und 
das Einhalten der Kompetenzen durch das BVerfG ver-
hindert werden können? Um dies zu beurteilen, wird in Ab-
schnitt B. der Beschluss zusammengefasst und erläutert, 
weshalb die Entscheidung verfassungsrechtlich kontrovers 
ist, sowie der historische Kontext der »Kruzifix-Jahre« ins-
gesamt beleuchtet. Der Abschnitt endet mit der Reaktion des 
bayerischen Gesetzgebers auf den Beschluss. Abschnitt C.I. 
analysiert den Beschluss mit Blick auf mögliche Kompetenz-
verstöße und Versäumnisse des BVerfG sowie deren Dis-
kussion in der Literatur. Dabei wird aufgezeigt, an welche 
Grenzen das Gericht bei der Umsetzung stößt, inwieweit 
der Kruzifix-Beschluss tatsächlich umgesetzt wurde und 
wie stark das BVerfG auf gesellschaftliche Akzeptanz an-
gewiesen ist. Besondere Aufmerksamkeit gilt der ungewöhn-
lichen direkten Einmischung der Richter in die öffentliche 
Debatte. C.II. untersucht, ob das BVerfG durch den Kruzi-
fix-Beschluss Kompetenzen überschritt. Dabei wird sowohl 
eine mögliche Begrenzung richterlicher Interpretation in 
Fragen bloßer Moralvorstellungen als auch das funktionell-
rechtliche Verhältnis zum Gesetzgeber erörtert. C.III. stellt 
schließlich Kritik und öffentliche Reaktionen gegenüber. 
Trotz der Kontinuität zur bisherigen Rechtsprechung und 
des Fehlens einer eigentlichen Kompetenzüberschreitung 
ergibt sich ein deutliches Missverhältnis, das sich aus der 
Emotionalisierung des Themas und begünstigenden Unklar-
heiten erklärt.

B.  Der Kruzifix-Beschluss und die unmittelbaren Folgen

Am 16. Mai 1995 erklärte der Erste Senat des BVerfG 
eine bayerische Schulnorm für nichtig, die das Anbringen 
von Kreuzen 12 in Klassenzimmern verpflichtend vorsah 
(§  13  I  3  Volksschulordnung a.F. (VSO)). 13 Beschwerde-
führer 14 waren Eltern dreier anthroposophisch erzogener 

10   Schulte zu Sodingen, BVerfGE 93, 1 – Kruzifix, in: Menzel/Müller-Ter-
pitz (Hrsg.), Verfassungsrechtsprechung, 3. Auflage (2017), S. 582 (582).
11   Isensee, Bundesverfassungsgericht – quo vadis?, JZ 1996, 1085 (1092); 
Schulze-Fielitz, Das Bundesverfassungsgericht in der Krise des Zeitgeists, 
AöR 1997, 1 (26); Zuck, Kreuz-Züge, NJW 1995, 2903 (2904).
12   In der Schulordnung steht »Kreuz«, mitgemeint sind aber auch Kruzi-
fixe (Kreuz mit Korpus), BVerfGE 93, 1 (17) Ziff. 38.
13   BVerfGE 93, 1 (1, 2).
14   Generische Personenbezeichnungen beziehen sich, wenn nicht anders 
spezifiziert, auf alle Geschlechter.
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Kinder, 15 die sich bereits vergeblich um Kompromisse mit 
den Schulen bemüht hatten. 16 Nach erfolglosen Verfahren 
vor den Verwaltungsgerichten erhoben sie Verfassungs-
beschwerde, 17 über die das BVerfG im Hauptsacheverfahren 
entschied. 18 

I.  Inhalt des Beschlusses

Zentral war das Grundrecht der Glaubensfreiheit 
(Art.  4  I  GG), das auch die negative Freiheit umfasse, 
religiöse Symbole abzulehnen. Zwar bestehe kein Anspruch, 
von fremden Religionsausübungen verschont zu bleiben; eine 
Ausnahme gelte jedoch, wenn der Staat eine unausweich-
liche Situation schaffe. 19 In Zusammenschau mit weiteren 
Verfassungsnormen, Art. 3 III, Art. 33 I, Art. 140 GG i.V.m. 
Art.  136  I,  IV und Art.  137  I Weimarer Reichsverfassung 
(WRV) leitete das Gericht daraus ein Neutralitätsgebot ab, 
aufgrund dessen der Staat den religiös-weltanschaulichen 
Betätigungsraum zur freien Entfaltung des Einzelnen sicher-
stellen müsse. 20 Auch das Elternrecht aus Art. 6  II 1 i.V.m. 
Art.  4  I  GG wurde in seiner negativen Dimension berück-
sichtigt. 21

Maßgeblich sei hier die Bedeutung des Kreuzes. Dieses sei 
das zentrale Glaubenssymbol des Christentums 22 und unter-
scheide sich von religiösen Symbolen im Alltag dadurch, dass 
es mit der allgemeinen Schulpflicht verknüpft sei und des-
halb eine unausweichliche Konfrontation darstelle. 23 Nach 
Auffassung der Senatsmehrheit überschreite das Kreuz im 
Klassenzimmer die verfassungsrechtliche Grenze zwischen 
kulturellem Bildungsfaktor und Glaubenswahrheit, 24 da 
es appellativ sei und auf Kinder, die noch kein gefestigtes 
Kritikvermögen hätten, prägend einwirke. 25 Der Eingriff 
könne weder durch den staatlichen Erziehungsauftrag gem. 
Art.  7  I  GG noch durch eine Abwägung mit der positiven 
Glaubensfreiheit der christlichen Eltern und Kinder gerecht-
fertigt werden, da das staatliche Aufhängen dieses Symbols 
keine Ausweichmöglichkeit für Anders- oder Nichtgläubige 
lasse und somit zwanghaft wirke. 26 Dies sei nicht mit dem 
Gebot der praktischen Konkordanz zu vereinbaren. 27 

Das Sondervotum ordnete das Kreuz hingegen lediglich 
als Symbol der Wertevorstellungen des christlichen Schul-
typs ein und verwies auf das Toleranzgebot, das auch 

15   BVerfGE 93, 1 (2) Ziff. 4.
16   BVerfGE 93, 1 (3) Ziff. 5.
17   BVerfGE 93, 1 (3, 13) Ziff. 7, 8, 27.
18   Ursprünglich wurde 1991 ein Eilverfahren beantragt, BVerfGE 85, 94 
(94 f.) Ziff. 2.
19   BVerfGE 93, 1 (15 f.) Ziff. 34.
20   BVerfGE 93, 1 (16 f.) Ziff. 35.
21   BVerfGE 93, 1 (17) Ziff. 36.
22   BVerfGE 93, 1 (19 f.) Ziff. 44.
23   BVerfGE 93, 1 (18) Ziff. 39.
24   Welche hingegen bei Art. 135 S. 2 Bayerische Verfassung (BV) und der 
Einrichtung von christlichen Gemeinschaftsschulen noch gewahrt werden 
würde, BVerfGE 93, 1 (19, 22) Ziff. 43, 55.
25   BVerfGE 93, 1 (20 f.) Ziff. 46, 50.
26   BVerfGE 93, 1 (23) Ziff. 55.
27   BVerfGE 93, 1 (24) Ziff. 57.

Nichtchristen zur Hinnahme verpflichte. 28 Zudem sei 
Art. 135 S. 2 BV, der die christliche Prägung der Schule be-
stätige, in einer Volksabstimmung entschieden 29 und vom 
BVerfG gebilligt 30 worden. 

Die Senatsmehrheit betonte demgegenüber, dass der christ-
liche Glaube gerade nicht von allen geteilt werde und dass 
das Ablehnen dieser dominierenden Religion Ausübung 
des Art. 4 I GG sei. 31 Im Ergebnis erklärte das BVerfG den 
§ 13 I 3 VSO für unvereinbar mit der Glaubensfreiheit und 
damit für nichtig. 32

II.  Kontroverse Grundsatzentscheidung 

Der Beschluss ist in vielerlei Hinsicht bedeutend und wurde 
gleichzeitig kontrovers diskutiert. Zunächst traf das BVerfG 
mit dem Kruzifix-Beschluss eine Grundsatzentscheidung 
dazu, wie sich das Neutralitätsverständnis des Staates zur 
negativen Glaubensfreiheit verhalte. 33 Das Kontroverse dabei 
war die Einordnung des Kreuzes. 34 Den Kritikern war es 
überaus wichtig zu betonen, dass das Kreuz kein hauptsäch-
lich religiöses Symbol sei und der Staat deswegen auch keine 
Identifikation mit einer bestimmten Religion, nur mit einem 
bestimmten Kulturverständnis, ergreife. 35 Der Versuch, 
das Kreuz zu verweltlichen 36 zeigt im Umkehrschluss, dass 
zumindest die Definition des BVerfG zum Neutralitätsver-
ständnis gebilligt wurde. Neben der Bedeutung des Kreuzes 
wurde auch die Wirkung des Kreuzes auf die Schüler dis-
kutiert. Das Sondervotum 37 und Teile der Literatur 38 
schreiben dem Kreuz nur bei Christen einen appellativen 
Charakter zu, bei ihnen könnten christlich-religiöse 
Empfindungen geweckt werden. Andersdenkende würden 
von dem Kreuz keine Aufforderung oder Beeinflussung 
erfahren. 39 Dem wird entgegengehalten, dass gerade für 
Kinder, die ohne Kruzifixe in ihrer häuslichen Umgebung 40 
aufwuchsen, die Darstellung eines sterbenden Menschen am 
Kreuz im Klassenraum störend oder erschreckend wirke. 41 

28   BVerfGE 93, 25 (28) Ziff. 78 sowie BVerfGE 93, 25 (33) Ziff. 87.
29   BVerfGE 93, 25 (28) Ziff. 74.
30   BVerfGE 41, 65 (79) Ziff. 64.
31   BVerfGE 93, 1 (23 f.) Ziff. 56.
32   BVerfGE 93, 1 (25) Ziff. 58 f.
33   In BVerfGE 35, 366 (374 f.) Ziff. 26 stellte das BVerfG eine grundsätz-
liche Klärung noch zurück; Dreier/Sydow, GG, 4. Auflage (2023), Art.  4 
Rn. 121; Huber/Voßkuhle/Heinig, GG, 8. Auflage (2024), Art. 4 Rn. 101.
34   Collings, Democracy’s guardians (2015), S. 261.
35   Geis (Fn. 6), S. 41 (49); Campenhausen, Zur Kruzifix-Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts, AöR 1996, 448 (461 f.).
36   Heckel, Gesammelte Schriften. Staat, Kirche, Recht, Geschichte Band 
IV (1997), S. 1072.
37   BVerfGE 93, 25 (32) Ziff. 86.
38   Müller-Volbehr, Positive und negative Religionsfreiheit, JZ 1995, 996 
(998); Brugger, Zum Verhältnis von Neutralitätsliberalismus und liberalem 
Kommunitarismus, in: Brugger/Huster (Hrsg.), Der Streit um das Kreuz in 
der Schule (1998), S. 109 (112 f.).
39   BVerfGE 93, 25 (32) Ziff. 86; Heckel (Fn. 36), S. 1108 f.
40   Vgl. BVerfGE 93, 25 (33) Ziff. 89.
41   BVerfG VBlBW 1995, 470 = VBlBW 1995, 470 (471) (Seltenreich); 
Streithofen, Das Kruzifixurteil (1995), S. 91.
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Auf den Vorwurf, mit der bisherigen Rechtsprechung zur 
positiven Glaubensfreiheit gebrochen zu haben, 42 entgegnete 
das BVerfG, dass es in den damaligen Fällen Ausweich-
möglichkeiten gegeben hätte. So werde das Kreuz für den 
Kläger im Gerichtssaal für die Dauer der Verhandlung ab-
genommen 43 und niemand müsse aktiv am Schulgebet teil-
nehmen. 44 In der vorliegenden Konstellation sei ein solcher 
Ausgleich nicht möglich gewesen. 45 Eine konsequente Fort-
führung der Argumente aus den genannten Entscheidungen 
müsse im Kruzifix-Beschluss dazu führen, dass die Kreuze 
abzuhängen seien. 46

Die mehrheitlich kritischen Stimmen sahen in der Ent-
scheidung allerdings einen nicht gerechtfertigten Vorzug der 
negativen Glaubensfreiheit. 47 Die positive Glaubensfreiheit 
der Christen erleide einen »sehr viel intensiveren« 48 Ein-
griff, wenn ein Symbol abgehangen werde. Diesem Argument 
ist angesichts dessen, dass für die Anbringung von Kreuzen 
in Schulräumen kein Anspruch besteht, 49 zu widersprechen. 
Ein nachvollziehbarer Vorschlag ist hingegen, die negative 
und positive Glaubensfreiheit in einen besseren Ausgleich 
zu bringen. 50 Der oft geforderte Ausgleich solle allerdings die 
Mehrheit berücksichtigen und keinen Anspruch auf ein Ab-
hängen des Kreuzes verleihen, 51 nur in »exorbitanten Aus-
nahmefällen« solle sich anderes ergeben. 52 Zu kritisieren ist 
dies, weil Grundrechte nicht demokratisch abstimmbar sind 
und es somit nicht auf die Mehrheit ankommen kann. 53 Im 
Ergebnis läuft diese Lösung außerdem auf ein Beibehalten 
der Kreuze hinaus, womit ebenfalls kein Ausgleich erzielt 
wäre.

Indirekt offenbaren diese Vorschläge das gleiche Ergebnis, 
zu welchem das BVerfG kam: Der vorliegende Fall lässt 

42   BVerfGE 93, 25 (30 f.) Ziff. 81; Campenhausen (Fn. 35), AöR 1996, 448 
(449 f.); Brenner, Der Kruzifix-Beschluß des Bundesverfassungsgerichts, 
ThürVBl. 1996, 145 (147).
43   BVerfGE 35, 366 (376) Ziff. 29.
44   BVerfGE 52, 223 (239) Ziff. 49.
45   BVerfGE  93,  1  (24)  Ziff. 57;  zustimmend:  Rozek, Anbringung  von 
Kreuzen oder Kruzifixen in Schulräumen, BayVBl. 1996, 22 (23); BVerfG 
VBlBW 1995, 470 = VBlBW 1995, 470 (472) (Seltenreich).
46   Ders., a.a.O., 470 (471); Heckel, Das Kreuz im öffentlichen Raum, 
DVBl. 1996, 453 (456); Goerlich, Krieg dem Kreuz in der Schule?, NVwZ 
1995, 1184 (1184); Rozek (Fn. 45), BayVBl. 1996, 22 (22); Massing, An-
merkungen zu einigen Voraussetzungen und (nichtintendierten) Folgen 
der Kruzifix-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, PVS 1995, 719 
(728).
47   Müller-Volbehr (Fn. 38), JZ 1995, 996 (999); Isensee, Bildersturm durch 
Grundrechtsinterpretation, in: Maier (Hrsg.), Kreuz im Widerspruch 
(1996), S. 9 (26); Campenhausen (Fn. 35), AöR 1996, 448 (451).
48   Müller-Volbehr (Fn. 38), JZ 1995, 996 (1000).
49   BVerfGE 93, 1 (16 f.) Ziff. 35; vgl. Jakobs (Fn. 8), S. 108; Merten, Der 
»Kruzifix-Beschluß« des Bundesverfassungsgerichts, in: FS Stern (1997), 
S. 987 (1005) vermisst einen solchen Anspruch als Ausgleich für die domi-
nierende negative Religionsfreiheit.
50   So auch Heckel (Fn. 46), DVBl. 1996, 453 (480 f.).
51   Müller-Volbehr (Fn. 38), JZ 1995, 996 (999 f.).
52   Heckel (Fn. 46), DVBl. 1996, 453 (482).
53   Benda/Gerhardt, »Das Kruzifix-Urteil ist zu apodiktisch«, ZRP 1995, 
427 (429).

keine praktische Konkordanz zu. 54 Die Konsequenz daraus 
muss dann allerdings sein, dass sich der Staat aus der Ein-
mischung in die Religion im Rahmen seines Neutralitätsver-
ständnisses zurückzieht. Es war schließlich nicht so, dass 
vom Staat ein Einschreiten gegen Dritte gefordert wurde, 55 
es gab keine Beschwerde der anthroposophischen Eltern 
gegen die christlichen Eltern. Das Aufhängen der Kreuze 
war eine staatliche Handlung. 56 Diese korrespondiert zwar 
mit der positiven Religionsfreiheit der meisten Eltern, des-
wegen wird diese auch im Beschluss gewürdigt. 57 Maßgeb-
lich besteht aber kein Streit zwischen negativer und positiver 
Glaubensfreiheit, 58 sondern einer zwischen der negativen 
Glaubensfreiheit und dem Erziehungsziel des Staates. 59

Eine letzte Kontroverse in dieser Entscheidung ist das Ver-
hältnis der Schule als Ausgestaltungskompetenz der Länder 
zu der Glaubensfreiheit als bundesweit geltendes Grund-
recht. Der Art. 4 I GG gilt auch in Schulen, wo er mit dem 
Art. 7 I GG kollidieren kann. 60 Den Kritikern des Beschlusses 
zufolge wird Art. 7 I GG als Schranke, die der Landesgesetz-
geber ausgestalten könne, völlig unzureichend behandelt. 61 
Bayern lege als oberstes Bildungsziel die »Ehrfurcht vor 
Gott« fest, ebenso die Achtung vor religiöser Überzeugung 
und die Würde des Menschen, 62 dies hätte als immanente 
Grundrechtsschranke Art.  4  I  GG einschränken müssen. 63 
Dem wird entgegengebracht, dass die Ausgestaltung der 
Länder nicht weiter gehen könne, als das Neutralitätsver-
ständnis des Staates reiche. 64

III.  Historischer Kontext

Dem Beschluss ging eine Phase des BVerfG voraus, welche 
sich als continuity 65 bezeichnen lässt. Die Unruhen aus 
den 1970er Jahren waren überstanden. 66 Dem BVerfG war 
über einen langen Zeitraum weitgehende Zustimmung 
durch die Wissenschaft gesichert. 67 Ohne viel Gegenwind 

54   BVerfGE 93, 1 (24) Ziff. 57; so auch zusammenfassend: Jakobs (Fn. 8), 
S. 25.
55   So argumentiert Brenner (Fn. 42), ThürVBl. 1996, 145 (146).
56   Heckel (Fn. 36), S. 1092.
57   BVerfGE 93, 1 (24) Ziff. 57.
58   Isensee (Fn. 47), S.  9 (20) sieht es genauso, zieht dann allerdings die 
Konsequenz, dass der Staat zu keinem Ausgleich verpflichtet sei.
59   Vgl. Massing (Fn. 46), PVS 1995, 719 (724).
60   Wißmann/Domsgen, Von Freiheitsentfaltung und Freiheitssicherung, 
JURA 2022, 1044 (1045).
61   Geis (Fn. 6), S.  41 (55); Brenner (Fn. 42), ThürVBl. 1996, 145 (151); 
Heckel (Fn. 46), DVBl. 1996, 453 (458); Hufen, Anbringen von Kruzifixen in 
staatlichen Pflichtschulen als Verstoß gegen Art. 4 I GG, in: Guggenberger/
Würtenberger (Hrsg.), Hüter der Verfassung oder Lenker der Politik?, S. 161 
(172); Campenhausen (Fn. 35), AöR 1996, 448 (451).
62   Art. 131 II BV.
63   Müller-Volbehr (Fn. 38), JZ 1995, 996 (997).
64   BVerfG VBlBW 1995, 470 = VBlBW 1995, 470 (471) (Seltenreich).
65   Collings (Fn. 34), S. 183.
66   Hans-Jochen Vogel, Videant judices!, DÖV 1978, 665 (665); Schönberger, 
Anmerkungen zu Karlsruhe, in: Jestaedt/Lepsius/Möllers/Schönberger 
(Hrsg.), Das entgrenzte Gericht (2011), S. 9 (49); Kurt Vogel, Das Bundes-
verfassungsgericht und die übrigen Verfassungsorgane (1988), S. 2.
67   Lerche, Rechtswissenschaft und Verfassungsgerichtsbarkeit, BayVBl. 
2002, S. 649 (649).
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dominierten die Entscheidungen des BVerfG die staatsrecht-
lichen Themen in den Zeitungen. 68 Dieses einmütige Be-
folgen des BVerfG durch Politik und Literatur wurde auch 
als »Bundesverfassungsgerichtspositivismus« 69 bezeichnet 
und hob (zynisch) 70 die besondere Stellung des Gerichts 
heraus. Passend war die Äußerung, dass zu wünschen sei, 
dass das BVerfG nicht immer den »akzeptablen, die Parteien 
befriedenden und das eigene Ansehen wahrenden Ent-
scheidungen« 71 folge würde. 

Dieser Wunsch wurde Realität. In den 1990er Jahren wurde 
überlegt, ob sich das BVerfG auf seinem Abstieg befinde. 72 
Der Wandel in der Wahrnehmung durch die Öffentlichkeit 
zeigte sich auch in Umfragen, bei welchen nur 40% der Be-
fragten Zustimmung zu der Institution BVerfG äußerten 73 
und 54% es nicht richtig fanden, die Kreuze aufgrund des 
BVerfG-Beschlusses abzuhängen. 74 Der Kruzifix-Beschluss 
steht im Zusammenhang mit der im gleichen Jahr ergangenen 
Sitzblockaden-Entscheidung 75 und der »Soldaten sind 
Mörder«-Entscheidung, 76 welche allesamt als umstrittene 
5:3 Entscheidungen ergingen. 77 Dieser Zeitraum war durch 
enorme Gegenwehr gekennzeichnet, in dessen Folge das 
BVerfG auch eine Pressestelle einrichtete. 78 Bei der Sitz-
blockaden-Entscheidung kam erschwerend hinzu, dass eine 
Einmischung in die fachgerichtliche Rechtsprechung wahr-
genommen wurde, welche bereits (bis zum Reichsgericht 
zurückgehend) eine Methodik für Sitzblockaden entwickelt 
hatte. 79 Alle drei Entscheidungen werden als eher links/
liberal eingeordnet, 80 was sich in den Reaktionen der Politik 
wiederspiegelte. Die Parteien Bündnis 90/Die Grünen, 
SPD und FDP befürworteten die Kruzifix-Entscheidung, 
während CDU und CSU vehement protestierten. 81 Dem 
gegenübergestellt erfolgten in den 1970er Jahren konservative 
Entscheidungen des BVerfG, die die Reformvorhaben einer 

68   Schlink, Die Entthronung der Staatsrechtswissenschaft durch die Ver-
fassungsgerichtsbarkeit, STAAT 1989, 161 (163).
69   Ebd.
70   Positivismus ist gerade nach dem Nationalsozialismus negativ kon-
notiert, Korioth, Der Befund »eines die Staatsrechtswissenschaft bestim-
menden Bundesverfassungsgerichtspositivismus« – 1989 und 2014, in: FS 
Schlink (2014), S. 31 (32).
71   Schlink (Fn. 68), STAAT 1989, 161 (169).
72   Korioth (Fn. 70), S. 31 (39); Schönberger (Fn. 66), S. 9 (57).
73   Lamprecht (Fn. 1), S. 92. 
74   Allensbach Umfrage, abgebildet in: Köcher, Hüter oder Herrscher, FAZ 
v. 25.10.1995, S. 5. Diese Fragen sind sehr leitend gestellt, daher ergibt sich 
bei anderer Fragestellung 30% Ablehnung, Wesel, Die Hüter der Verfassung 
(1996), S. 64.
75   BVerfGE 92, 1: Das BVerfG entschied, dass es verfassungswidrig sei, 
Sitzblockaden als strafrechtliche Nötigung einzuordnen.
76   BVerfGE 93, 266: Das BVerfG sah in der Einordnung der Aussage 
»Soldaten sind Mörder« als strafrechtliche Beleidung eine Verletzung der 
Meinungsfreiheit.
77   Schulze-Fielitz (Fn. 11), AöR 1997, 1 (4).
78  https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/DasBundesverfas-
sungsgericht/Geschichte/geschichte_node.html#timeline_1996, zuletzt 
abgerufen am 7.10.2025.
79   Isensee (Fn. 11), JZ 1996, 1085 (1089 f.); Scholz, Karlsruhe im Zwielicht, 
in: FS Stern (1997), S. 1201 (1212).
80   Wesel (Fn. 74), S. 56.
81   BT-PlPr. 13/51, S. 4235 f.; Streithofen (Fn. 41), S. 48 ff.

SPD-geführten Regierung stoppten. 82 Folglich kam es zu 
der Frage, wie politisch das BVerfG sein dürfe 83 und ob es 
reformiert werden müsse. 84 Tatsächlich war und ist es aber 
meist die Opposition, die gegen Pläne der Parlamentsmehr-
heit oder der Regierung vorgehen wird. Es liegt in der Natur 
der Sache, dass das BVerfG mit der Kontrolle der Regierung 
beauftragt wird. Somit entsteht zwangsläufig der Eindruck, 
dass sich die Opposition oder hier vorliegend, Systemkritiker 
und das Verfassungsgericht nahestehen. 85 

IV.  Reaktionen in der Öffentlichkeit 

Neben der juristischen Kritik am Beschluss (s. B.II.) gab es 
auch eine durch die Kirche organisierte Großdemonstration 
in München 86 und 256.000 gesammelte Proteststimmen. 87 
Dieser Unmut zu den getroffenen Werteentscheidungen 
und der Einmischung in die Religion, 88 uferte derweil 
auch im Vergleich zum Nationalsozialismus aus: So wären 
dort das letzte Mal die Kreuze abgehangen worden. 89 Die 
amerikanische Fachliteratur bezeichnete diesen unan-
gemessenen Vergleich zum Nationalsozialismus als common 
trope 90, also ein stereotypisches Wiederholungsmuster, weil 
die Vorwürfe nicht von Opfergruppen des Nationalsozialis-
mus kämen, sondern von »gewöhnlichen« Deutschen, die 
sich hier plötzlich in eine Opferrolle gedrängt sähen. 91 

Einige CSU-Politiker riefen sogar unverhohlen zur Nicht-
befolgung des Beschlusses auf 92 und stellten die Existenz des 
BVerfG in Frage. 93 Laut dem damaligen Ministerpräsident 
Stoiber müssten demnächst Gotteshäuser abgerissen werden, 
sofern jemand Widerspruch gegen ein christliches Symbol 
erhebe. 94 Der damalige CSU-Fraktionschef Alois Glück be-
hauptete, dass die Minderheit künftig der Mehrheit ihren 

82   Wesel (Fn. 74), S. 45.
83   Höffe, Wieviel Politik Ist Dem Verfassungsgericht Erlaubt?, STAAT 
1999, 171 (171).
84   Isensee (Fn. 11), JZ 1996, 1085 (1092); Schulze-Fielitz (Fn. 11), AöR 1997, 
1 (26); Zuck (Fn. 11), NJW 1995, 2903 (2904).
85   Hans-Jochen Vogel (Fn. 66), DÖV 1978, 665 (666).
86   Kellner, Per Sonderbus zur Kruzifix-Demo, Berliner Zeitung v. 
24.9.1995, https://www.berliner-zeitung.de/archiv/30-000-glaubige-bay-
ern-mit-dem-verfassungsgericht-ueber-kreuz-per-sonderbus-zur-kruzifix-
demo-li.635268, zuletzt abgerufen 7.10.2025.
87   Seitz, Das Kruzifix-Urteil – Wenn der Staat Religion und Freiheit ver-
einbaren muss, Deutschlandfunk v. 16.5.2020, https://www.deutschland-
funk.de/das-kruzifix-urteil-wenn-der-staat-religion-und-freiheit-100.html, 
zuletzt abgerufen am 7.10.2025.
88   Gregor (Fn. 8), S. 9; Badura, Das Kreuz im Schulzimmer, BayVBl. 1996, 
33 (34); Merten (Fn. 49), S. 987 (999); Campenhausen (Fn. 35), AöR 1996, 
448 (461); Heckel (Fn. 46), DVBl. 1996, 453 (465 f.).
89   Reis, Rechts- oder Glaubensstaat? – Eine Erwiderung, ZRP 1996, 55 
(60); Thul, Rheinzeitung, zitiert nach: Streithofen (Fn. 41), S. 52.
90   Collings (Fn. 34), S. 262.
91   Caldwell, The Crucifix and German Constitutional Culture, Cultural 
Anthropology 1996, 259 (261 f.).
92   Stoiber, Bayernkurier v. 26.8.1995, zitiert nach: Streithofen (Fn. 41), 
S. 346; Lamprecht (Fn. 1), S. 39 f.; Schulte zu Sodingen (Fn. 10), S. 582 (586).
93   Lamprecht (Fn. 1), S. 44.
94   Ramelsberger, Die Kreuze bleiben, Spiegel 33/1995 v. 14.8.1995, https://
www.spiegel.de/politik/die-kreuze-bleiben-a-67ee441a-0002-0001-0000-
000009206328?context=issue, zuletzt abgerufen am 7.10.2025.
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Willen diktieren werde. 95 In dem Zusammenhang wurde in 
die Urteilsformel »Im Namen des Volkes« fälschlich hinein-
interpretiert, dass die Rechtsprechung des BVerfG dem 
Volkswillen entsprechen müsse. 96 Die Reaktionen bewegten 
sich von einer Urteilskritik weg, hin zu einer Verfassungs-
kritik 97 und die Diskussion entfernte sich von dem tatsäch-
lich im Beschluss Besprochenen. 98 Es gab zu der Zeit nur 
wenige, die vor einer gefährlichen Ausartung der Kritik an 
der Institution insgesamt warnten. 99

In dieser Eskalationsspirale sahen sich die Verfassungsrichter 
genötigt, klärend einzugreifen. 100 Ziel war es, den Tenor des 
Beschlusses noch einmal deutlich zu machen – es ginge nicht 
um das Verbot jeglicher Kruzifixe, sondern um das staat-
lich verordnete Aufhängen eines solchen in Klassenräumen 
einer bekenntnisfreien Gemeinschaftsschule. Der damals 
Vorsitzende des Ersten Senats Johann F. Henschel äußerte 
sich drei Monate nach der Veröffentlichung und korrigierte 
den Leitsatz dahingehend, dass nur die »staatliche« An-
bringung der Kruzifixe verfassungswidrig sei. 101 Die damalige 
Präsidentin des BVerfG Jutta Limbach korrigierte die Fehl-
auffassung, dass eine Urteilsformel dem Mehrheitswillen 
des Volkes entsprechen müsse. 102 Überdies rechtfertigte sich 
der an der Entscheidung beteiligte Verfassungsrichter Dieter 
Grimm in einem FAZ-Artikel und mahnte die Konsequenzen 
für den Rechtsstaat und den sozialen Frieden an, die 
eine Nichtbefolgung des Richterspruchs zur Folge hätte. 
Politiker könnten nicht einerseits zum Boykott von Gerichts-
entscheidungen aufrufen und andererseits die Befolgung von 
Gesetzen verlangen. 103 Die Besänftigungs- und Erklärungs-
versuche hatten allerdings nicht die gewünschte Folge. Im 
Gegenteil: Der geänderte Leitsatz sorgte für Verwirrung 104, 
manche verstanden ihn als Aufruf, dass Eltern anstelle des 
Staates selbstständig Kreuze anbringen sollten. 105 Auch rief 
die Entscheidung Henschels, per Verlautbarung einen Leitsatz 
zu ändern, enorme Kritik hervor. 106 Dieser kann entgegnet 

95   Lamprecht (Fn. 1), S. 45.
96   Ebd.
97   Leutheusser-Schnarrenberger, Der Konsens wird aufgekündigt, FAZ v. 
17.10.1996, S. 12 (12).
98   Vgl. Czermak, Zur Unzulässigkeit des Kreuzes in der Schule aus ver-
fassungsrechtlicher Sicht, in: Brugger/Huster (Hrsg.), Der Streit um das 
Kreuz in der Schule (1998), S. 13 (39).
99   Zuck, Gerechtigkeit für Richter Grimm, NJW 1996, 361 (362); Wahl, 
Quo Vadis – Bundesverfassungsgericht?, in: Guggenberger/Würtenberger 
(Hrsg.), Hüter der Verfassung oder Lenker der Politik?, (1998), S. 81 (86); 
Leutheusser-Schnarrenberger (Fn. 97), FAZ v. 17.10.1996, S. 12 (12 f.); Czer-
mak, Der Kruzifix-Beschluß zwischen Neutralität und Glaubensförderung 
sowie als Spielball der Emotionen, ZRP 1996, 201 (202); Neumann, Rechts- 
oder Glaubensstaat?, ZRP 1995, 381 (386). 
100   BVerfG NJW 1995, 2477 = NJW 2017, 3072 (Grimm).
101   Verlautbarung Nr. 35/95 der Pressestelle des BVerfG, zitiert nach: 
Massing (Fn. 46), PVS 1995, 719 (719).
102   Limbach, »Im Namen des Volkes« – Richterethos in der Demokratie, 
DRiZ 1995, 425 (426 f.).
103   Grimm, Unter dem Gesetz, FAZ v. 18.8.1995, S. 29.
104   Campenhausen (Fn. 35), AöR 1996, 448 (449).
105   Flume, Das »Kruzifixurteil« und seine Berichtigung, NJW 1995, 2904 
(2904 f.); Badura (Fn. 88), BayVBl. 1996, 33 (40). 
106   Scholz (Fn. 79), S. 1201 (1203); Isensee (Fn. 47), S. 9 (12); Flume (Fn. 
105), NJW 1995, 2904; Hufen (Fn. 61), S. 161 (172).

werden, dass dem Leitsatz keine eigenständige Wirkung zu 
komme, der Beschluss setze die rechtlichen Folgen und die 
Leitsätze fassten ihn nur zusammen. 107 Bei genauer Lesart 
des Beschlusses, kann die Beschreibung »eine vom Staat 
geschaffene Lage […] ohne Ausweichmöglichkeit« 108 im Zu-
sammenhang mit der allgemeinen Schulpflicht auch nur die 
staatlich aufgehängten Kreuze im Klassenzimmer meinen 109 
und nicht jene im öffentlichen Raum, 110 zum Beispiel auf 
dem Gipfel oder an der Kreuzung. 111 

Richter Grimm wurde vorgeworfen, dass er durch die 
öffentliche Äußerung der Institution schade, 112 das Vor-
gehen sei regelrecht »peinlich«. 113 Der Aufruf würde davon 
zeugen, dass die Richter fehlende Autorität durch autoritäres 
Verhalten überspielen müssten. 114 Die wichtigen Worte, 
die Grimm äußerte, wurden kaum beherzigt, es blieb der 
Tenor aus allen Nachschiebungen der Richter: Sie steigerten 
die Verwirrung 115 und es stellte sich die Frage, warum sie 
das Nachgeschobene nicht schon direkt in die Beschluss-
begründung hineingeschrieben hätten. 116

V.  Reaktion des bayerischen Gesetzgebers 

Dass die bayerische Landesregierung die Kreuze nicht ab-
gehängte, kann aufgrund der aufgeführten Reaktionen 
nicht verwundern. Jedoch wurde die nichtige Norm des 
§  13  I  3  VSO überarbeitet. Die neue Norm, Art.  7  IV 
Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichts-
wesen (BayEUG) erging aufgrund eines Gutachtens des 
Staatsrechtlers Badura. 117 Dieser entdeckte im Beschluss 
eine Lücke: Seiner Auffassung nach befand das Gericht 
nicht darüber, wie ein Ausnahmefall vom grundsätzlichen 
Gebot, ein Kreuz anzubringen, verfassungsrechtlich einzu-
ordnen wäre. 118 Es fehle an einem Zwangselement, sofern 
alle Schüler und Lehrer im Klassenraum Christen seien. Die 
daraus gezogene Konsequenz wäre, dass eine Widerspruchs-
lösung zulässig sei. 119 Das Gutachten betont jedoch, dass sich 
der Widerspruch bei ausreichender Begründung durchsetzen 
müsse, es wäre verfassungsrechtlich problematisch, bei einer 
Abwägung nach dem Mehrheitsprinzip zu verfahren. 120

107   Stricker, Das »Kruzifixurteil« in der wissenschaftlichen Diskussion, 
NJW 1996, 440 (440); Benda/Gerhardt (Fn. 53), ZRP 1995, 427 (429); He-
ckel (Fn. 46), DVBl. 1996, 453 (464).
108   BVerfGE 93, 1 (15) Ziff. 34.
109   So auch Zuck (Fn. 11), NJW 1995, 2903 (2904); Heckel (Fn. 36), 
S. 1094.
110   Rozek (Fn. 45), BayVBl. 1996, 22 (22); Renck (Fn. 9), ZRP 1996, 16 
(17); Heckel (Fn. 46), DVBl. 1996, 453 (456).
111   Vgl. Neumann (Fn. 99), ZRP 1995, 381 (383, 386); Lamprecht (Fn. 1), 
S. 40.
112   Uelhoff, Wenn Richter zu erläutern anfangen, FAZ v.  30.8.1995, S. 8.
113   Flume (Fn. 105), NJW 1995, 2904 (2905); Isensee (Fn. 47), S. 9 (12).
114   Kauffmann, Akzeptanz von Gerichtsentscheidungen und richterlicher 
Autoritätsverlust, RuP 1996, 149 (151).
115   Campenhausen (Fn. 35), AöR 1996, 448 (449).
116   Benda/Gerhardt (Fn. 53), ZRP 1995, 427 (430).
117   Badura (Fn. 88), BayVBl. 1996, 33–40.
118   Ders., a.a.O., 33 (34).
119   Ders., a.a.O., 33 (36).
120   Ders., a.a.O., 33 (39 f.).
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Der Neuerlass 121 sah sodann neben einem erneuten Kreuz-
erlass Regelungen für den Konfliktfall vor, bei welchem 
der jeweilige Schulleiter und der Betroffene eine Einigung 
finden sollten. Die Überarbeitung kann sowohl als eine 
schnelle Umsetzung des Beschlusses des BVerfG ge-
sehen werden, welches vor allem die absolute Zwangs-
wirkung des Kreuzes kritisierte und somit eine gesetzliche 
Konfliktlösung begrüßen könnte. 122 Es könnte aber auch 
eine offene Verweigerung darstellen, gemäß des Ausrufs 
Ranners (CSU-Landtagsabgeordneter): »Die Richter […] 
sollen doch herkommen und die Kreuze eigenständig ab-
nehmen.« 123 Das neue Gesetz erging im selben Jahr als un-
mittelbare Reaktion auf den Beschluss des BVerfG und glich 
im entscheidenden Punkt (dem staatlichen Aufhängen des 
Kreuzes) der nichtigen Verordnung. 124 Zudem wurden sehr 
hohe Ansprüche an einen Widerspruch gegen das Kreuz 
gestellt: 125 Er müsse hinreichend ernstlich begründet sein 126 
und der Schulleiter solle einen Ausgleich vornehmen, bei 
dem auch der Wille der Mehrheit zu berücksichtigen sei und 
der Einzelne übergangen werden könne. 127 Durch die ge-
nannten Hürden gewährt das Gesetz dem Einzelnen nicht 
mehr die Freiwilligkeit, welche Voraussetzung dafür ist, dass 
der Gesetzgeber die Schule religiös ausrichten kann. 128 Die 
Anforderungen an den Widerspruch überschreiten damit die 
Grenzen eines verhältnismäßigen Ausgleichs im Wege der 
praktischen Konkordanz. 129 

Das BVerwG legte den Konflikt schließlich bei, indem es 
einen Kompromiss schloss. 130 Es billigte zum einen den 
neu erlassenen Art.  7  IV  3  BayEUG in Form einer ver-
fassungskonformen Auslegung 131 und verhinderte somit 
einen erneuten Aufschrei; zum anderen legte es niedrigere 
Anforderungen an den Widerspruch an und sah einen An-
spruch auf Abnahme des Kreuzes vor. 132

C.  Bedeutung des Beschlusses für die Institution 
BVerfG

I.  Grenzen der Durchsetzbarkeit

Die Reaktionen der bayerischen Landespolitiker zeigten 
am deutlichsten, wo eine Schwäche des BVerfG liegt. Das 

121   Jetzt Art. 7 IV BayEuG.
122   Kischel, Darf der Gesetzgeber das Bundesverfassungsgericht ignorie-
ren?, AöR 2006, 219 (226).
123   Ramelsberger (Rn. 94).
124   Detterbeck, Gelten die Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts auch in Bayern?, NJW 1996, 426 (426 f.).
125   Wißmann/Domsgen (Fn. 60), JURA 2022, 1044 (1051).
126   Vgl. Art. 7 IV 3 BayEUG und Badura (Fn. 88), BayVBl. 1996, 33 (39).
127   Vgl. Art. 7 IV 4 BayEUG; dies widerspricht allerdings dem Gutachten 
von dems., a.a.O., 33 (36): Die Religionsfreiheit stehe nicht im Einklang mit 
dem Mehrheitsprinzip.
128   Detterbeck (Fn. 124), NJW 1996, 426 (432).
129   BVerwGE 109, 40 (54) Ziff. 30.
130   Nolte, Der richtige Weg von der »versorgenden« zur »vorsorgenden« 
Neutralität:, NVwZ 2000, 891 (894); Demel, Kruzifixe in Schulräumen, 
JA 2000, 368 (371); a.A.: Jakobs (Fn. 8), S. 103 f.
131   BVerwGE 109, 40 (41) Ls. 2.
132   BVerwGE 109, 40 (54 ff.).

BVerfG kann nur die Nichtigkeit einer Norm feststellen 133 
und muss sich auf die übrigen staatlichen Organe bezüg-
lich der Durchsetzung verlassen. Sichergestellt werden 
soll dies durch den ungeschriebenen Grundsatz der Ver-
fassungsorgantreue. 134 Das Gericht selbst hat keine Voll-
streckungsgewalt. 135 Die Exekutive hätte im Fall des Kruzi-
fix-Beschlusses die Kreuze in den Klassenräumen durch die 
Schulen abnehmen lassen müssen und die Legislative den 
§ 13 I 3 VSO neu erlassen müssen. 

1.  Verstoß gegen das Normwiederholungsverbot?

Die Kreuze wurden allerdings nie aus den Klassenräumen 
entfernt. Die Reaktion des bayerischen Gesetzgebers machte 
damit die Grenzen der Durchsetzbarkeit des BVerfG gegen-
über der Politik deutlich. Es hat kein Initiativrecht und kann 
nur auf Antrag bei erneuter Rechtsverletzung über dieselbe 
Norm 136 anders entscheiden oder sich selbst korrigieren. Für 
die Möglichkeit einer Korrektur kann es deswegen auch hilf-
reich sein, dass eine für nichtig erklärte Norm in ähnlicher 
Form wieder erlassen wird. 137 Trotzdem ist § 31 I BVerfGG 
zu befolgen und die Entscheidungen des BVerfG ent-
falten, anders als die der Fachgerichte, Bindungswirkung. 138 
Dadurch, dass das BVerfG letztverbindlich entscheidet, muss 
es ein Normwiederholungsverbot geben. 139 Dieses ist dann 
gegeben, wenn unter Beachtung der materiellen Bedeutung 
und des normativen Umfeldes die gleiche Norm vorliegt. 140 
Gegen ein allzu striktes Normwiederholungsverbot spricht, 
dass die Rechtsprechung versteinern könnte 141 und der 
Gesetzgeber eingeengt werde. 142 

Der bayerische Gesetzgeber hat sowohl dem Kreuz eine aus-
drückliche kulturelle Bedeutung zugeschrieben als auch eine 
Konfliktlösung beschrieben. Es ist dabei zwar zweifelhaft, ob 
der Staat festlegen kann, welche Bedeutung einem Symbol 
zukommt, welches seit Jahrhunderten existiert, und ob sich 
die Bedeutung nicht eher aus Perspektive des Grundrechts-
adressaten bestimmen sollte, 143 aber es wurde formell eine 

133   Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge/Bethge, BVerfGG, 63. EL (2023), 
§ 35 Rn. 7.
134   Voßkuhle, Der Grundsatz der Verfassungsorgantreue und die Kritik 
am BVerfG, NJW 1997, 2216 (2217).
135   Isensee (Fn. 11), JZ 1996, 1085 (1086); Möllers, Legitimität und Le-
gitimation des Bundesverfassungsgerichts, in: Jestaedt/Lepsius/Möllers/
Schönberger (Hrsg.), Das entgrenzte Gericht (2011), S. 281 (303).
136   Zur grundsätzlichen Zulässigkeit: BVerfGE 77, 84 (103 f.) Ziff. 74.
137   Vgl. Detterbeck (Fn. 124), NJW 1996, 426 (431). So kam es auch zu 
einer Änderung der Rechtsprechung zur Parteienfinanzierung und zum 
Wahlrecht, Schlaich/Korioth, Das Bundesverfassungsgericht, 12. Auflage 
(2021), Rn. 482.
138   Badura (Fn. 88), BayVBl. 1996, 33 (38).
139   Bei Kischel (Fn. 122), AöR 2006, 219 (237) wird geklärt, dass es ein 
solches überhaupt gibt; Voßkuhle (Fn. 134) weist in NJW 1997, 2216 (2218) 
daraufhin, dass viele es auch ablehnen.
140   Kischel (Fn. 122), AöR 2006, 219 (233 f.).
141   Schlaich/Korioth (Fn. 137), Rn. 481.
142   Laufer, Verfassungsgerichtsbarkeit und politischer Prozeß (1968), 
S. 23 f.; Kischel (Fn. 122), AöR 2006, 219 (231).
143   Goerlich (Fn. 46), NVwZ 1995, 1184 (1186); Heckmann, Eingriff durch 
Symbole?, JZ 1996, 880 (883).
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neue Norm durch Änderungen geschaffen. 144 Damit lag kein 
Verstoß gegen das Normwiederholungsverbot vor 145 und der 
Vorgang des bayerischen Gesetzgebers lag noch im Rahmen 
der Aufgabenverteilung zwischen Legislative und Judikative. 

2.  Öffentlichkeitsarbeit im Kruzifix-Beschluss

Auch wenn der Gesetzgeber nicht den Beschluss ignoriert, 
stellt sich die Frage, woher das BVerfG seine Autorität 
nimmt, wenn es selbst nicht vollstrecken kann. Das BVerfG 
hat sich den Ruf eines neutralen, unpolitischen Gerichts 
erarbeitet. Als solches steht es den Bürgern mittels einer 
international bemerkenswerten Verfassungsbeschwerde zur 
Verfügung. 146 Die richtige Darstellung in der Öffentlich-
keit sichert dem Gericht diese Anerkennung. 147 Dafür ist 
es überaus wichtig, dass das BVerfG seine Entscheidungen 
transparent und nachvollziehbar darstellt, indem es zum 
Beispiel eine mündliche Verhandlung bei bedeutenden Ent-
scheidungen durchführt. 148 Außerdem fasst das BVerfG 
bereits selbst die Leitsätze und versieht die Entscheidungen 
mit ausführlichen Begründungen. 149 Gleichzeitig schadet 
eine übermäßige Kommunikation durch die einzelnen 
Richter dem Ansehen des BVerfG als unpolitisches Gericht. 
Als solches sollte es die politische Öffentlichkeit weitgehend 
meiden. 150 

Im Kruzifix-Beschluss versäumte das BVerfG allerdings in 
einigen Punkten eine gelungene Kommunikation. Zunächst 
erging der Beschluss ohne mündliche Verhandlung. Auf-
grund der Masse an Verfassungsbeschwerden, über die das 
BVerfG entscheidet, kann nicht jedes Verfahren mit einer 
mündlichen Verhandlung ergehen. 151 Sollte dies garantiert 
werden, müsste eine stärkere Vorauswahl der Beschwerden 
getroffen werden und dann wäre es nicht mehr das zugäng-
liche Bürgergericht. 152 Der Kruzifix-Beschluss ist jedoch die 
am stärksten kritisierteste Entscheidung, die das Gericht je 
traf. 153 Hier wäre eine öffentliche, mündliche Verhandlung 
sinnvoll gewesen. 154 Das Vorgehen des Senats zeugte davon, 
dass die Richter nicht auf die Gegenreaktionen vorbereitet 
waren. 155 Um die Verständlichkeit zu erhöhen und Missver-
ständnissen vorzubeugen, hätte das BVerfG zusätzlich zu den 
Leitsätzen auch eine Kurzversion zu dem Beschluss ausgeben 

144   Kischel (Fn. 122), AöR 2006, 219 (226).
145   So auch ders., a.a.O., 219 (234 f.).
146   Vgl. Möllers (Fn. 135), S. 281 (297 ff.).
147   Schönberger (Fn. 66), S. 9 (54).
148   Möllers (Fn. 135), S. 281 (377).
149   Weber, Der Begründungsstil von Conseil constitutionnel und Bundes-
verfassungsgericht (2019), S. 67.
150   Berkemann, Aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 
JR 1995, 446 (449); Möllers (Fn. 135), S. 281 (307); Scholz (Fn. 79), S. 1201 
(1204).
151   Möllers (Fn. 135), S. 281 (375).
152   Vgl. ders., a.a.O., S. 281 (366).
153   Isensee (Fn. 47), S. 9 (9).
154   Wahl (Fn. 99), S. 81 (103 f.); Grimm, Ich bin ein Freund der Verfassung 
(2017), S. 157 f.; Scholz (Fn. 79), S. 1201 (1217).
155   Schulte zu Sodingen (Fn. 10), S.  582 (586); Redeker, »Der moderne 
Fluch der Versuchung zur Totalität«, NJW 1995, 3369 (3369).

können. 156 Diesem Gedanken ist sich anzuschließen: Wären 
die Richter sich der Reaktionen bewusst gewesen, hätten 
sie vermutlich auch die Leitsätze von Beginn an präziser 
gefasst und denjenigen entgegengewirkt, die im späteren 
Umformulieren ein unzulässiges Verfahren erblickten. Dies 
hätte präventiv ein Einmischen in die politische Debatte 
durch die einzelnen Richter verhindert. Kritikwürdig war 
auch die größere Zeitspanne zwischen der Verkündung des 
Beschlusses im Mai und der nachfolgenden Erklärung im 
August. 157 Ebenfalls hätte das Einholen eines theologischen 
Gutachtens zur Bedeutung des Kreuzes im Christentum 
vorgebeugt, dass dem BVerfG ein Grenzübertritt in dem 
Bereich vorgeworfen wird. 158 Zuletzt hätte in einem derart 
aufgeladenen Thema auch eine vorsichtigere Wortwahl zur 
Beruhigung beigetragen. 159 Insbesondere an dem Ausdruck 
»unter dem Kreuz lernen« 160 störten sich viele. 161

Ein weiterer Faktor, der die Wahrnehmung des BVerfG be-
einflusst, sind die Sondervoten. 1970 wurde die Möglichkeit 
eingeführt, dass abweichende Meinungen einzelner oder 
mehrerer Richter (dissenting votes) in der Entscheidungs-
sammlung mitabgedruckt werden. 162 Zu den positiven 
Effekten zählt laut Grimm, dass sich im BVerfG realistisch 
auch der Diskurs der Gesellschaft widerspiegele und dies eine 
befriedende Funktion haben könne. 163 So könne es nahbarer 
wirken, dass die Richter sich ebenfalls nicht einig waren und 
sich gerade keine »Beliebigkeit der Entscheidung« 164 zeige, 
sondern eine Auseinandersetzung, bei der sich am Ende 
eine Mehrheit für eine Meinung kristallisiere. Andererseits 
könne die Zerstrittenheit auch instrumentalisiert werden. 165 
Bei einer überdeutlich geäußerten Ablehnung könne es sogar 
zur Delegitimierung des Gerichts kommen, 166 schließlich 
seien es Vorwürfe aus den eigenen Reihen. 

Im Kruzifix-Beschluss sorgten die beiden Sondervoten im 
gesellschaftlichen Dialog eher für eine weitere Eskalation 
als für ein Verständnis. Laut dem Richter am BVerfG a.D. 
Paulus, wäre es von Nachteil, wenn das Gericht immer mit 
der gleichen Senatsmehrheit Entscheidungen träfe. Dies 
könne im Folgeschluss doch auf eine politische Auffassung 
der Richter zurückzuführen sein und nehme dem Gericht 
etwas von der neutralen Haltung, die es sich aufgebaut 
habe. 167 Sowohl bei der Sitzblockaden-Entscheidung 168 

156   Voßkuhle (Fn. 134), NJW 1997, 2216 (2218).
157   Zuck (Fn. 11), NJW 1995, 2903 (2904).
158   Brenner (Fn. 42), ThürVBl. 1996, 145 (149).
159   So auch Hans-Jochen Vogel, Gewaltenvermischung statt Gewaltentei-
lung?, NJW 1996, 1505 (1508); Schulze-Fielitz (Fn. 11), AöR 1997, 1 (26).
160   BVerfGE 93, 1 (18) Ziff. 39.
161   Merten (Fn. 49), S. 987 (997 f.); Massing (Fn. 46), PVS 1995, 719 (728); 
Grimm (Fn. 154), S. 154; Jakobs (Fn. 8), S. 100.
162   Schlaich/Korioth (Fn. 137), Rn. 51.
163   Albrecht/Magaard/Schünemann, 70 Jahre Bundesverfassungsgericht – 
Verfassungsgerichtsbarkeit auf dem Prüfstand, GRZ 2021, 169 (171).
164   Schlink, Abschied von der Dogmatik, JZ 2007, 157 (162).
165   Isensee (Fn. 11), JZ 1996, 1085 (1087); Albrecht/Magaard/Schünemann 
(Fn. 163), GRZ 2021, 169 (172).
166   Korioth (Fn. 70), S. 31 (38) Fn. 26.
167   Albrecht/Magaard/Schünemann (Fn. 163), GRZ 2021, 169 (171).
168   BVerfGE 92, 20.
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als auch beim Kruzifix-Beschluss 169 bildeten die Richter 
Seidl, Söllner und Haas die abweichende Meinung. Alle 
drei entstammten einer CDU/CSU Nominierung. 170 Im 
Soldaten-sind-Mörder-Beschluss verfasste erneut Richterin 
Haas ein Sondervotum. 171 Diese Konstellationen regten 
wiederum Diskussionen an, die eine öffentliche Richter-
wahl forderten 172 und an der richterlichen Autorität kratzten. 
Obwohl alle Richter gleichermaßen eine Mehrheitsent-
scheidung unterzeichnen und diese als Senat tragen, 173 fand 
im Kruzifix-Beschluss eine zunehmende Personalisierung 
der einzelnen Richter statt. Diese wurde weiter verschärft, 
indem auch der ehemalige Richter des BVerfG Ernst Benda 
den Beschluss scharf kritisierte 174 und diesen durch seine 
Autorität in Frage stellte. Das Auftreten in der Öffentlich-
keit trug somit dazu bei, dass das BVerfG nicht als Institution 
wahrgenommen wurde, sondern die einzelnen Richter mit 
ihren verschiedenen Überzeugungen. 175

Es kam insgesamt eine Entscheidungsfindung zustande, bei 
der keine mündliche Verhandlung stattfand, Sondervoten 
und ein nachträglich geänderter Leitsatz den Beschluss ab-
werteten und Richter sich öffentlich rechtfertigten. Die 
bereits inhaltlich umstrittene Entscheidung wurde auch un-
zulänglich kommuniziert. Das BVerfG ist jedoch gerade auf 
eine gute Öffentlichkeitswahrnehmung angewiesen, diese 
kompensiert die fehlende Durchsetzungsmacht. 176

II.  Machtzuwachs über Kompetenzen hinaus?

Anlässlich des Kruzifix-Beschlusses musste nicht nur ge-
fragt werden, ob sich der bayrische Gesetzgeber zu weit 
wagte, 177 sondern auch, ob dem BVerfG selbst zu viel Macht 
zukomme. 178 Als mögliche Machtbegrenzung wird unter 
Anderem vorgeschlagen, dem BVerfG eine inhaltliche 
Grenze zu setzen (II.1.), die Kompetenzen des Gesetzgebers 
deutlicher zu wahren (II.2.) und Abweichungen von der bis-
herigen Rechtsprechung zu kennzeichnen (II.3.). 

1.  Inhaltliche Interpretationsgrenze

Das BVerfG muss die sehr allgemein und offen gehaltenen 
Grundrechte auslegen und auf den konkreten Sachverhalt 

169   BVerfGE 93, 25.
170   Heckel (Fn. 46), DVBl. 1996, 453 (455).
171   BVerfGE 93, 312.
172   Doehring, Richterwahl als eine Art Pferdehandel, FAZ v. 25.8.1995, 
S. 8; Wesel (Fn. 74), S. 62 f.
173   Schlaich/Korioth (Fn. 137), Rn. 51; Lepsius, Die maßstabsetzende Ge-
walt, in: Jestaedt/Lepsius/Möllers/Schönberger (Hrsg.), Das entgrenzte 
Gericht (2011), S. 159 (241).
174   Benda, Wirklich Götterdämmerung in Karlsruhe?, NJW 1995, 2470 
(2470); Benda, Rheinischer Merkur v. 1.9.1995, zitiert nach: Streithofen 
(Fn. 41), S. 307 ff.
175   Wahl (Fn. 99), S. 81 (102).
176   Chatziathanasiou, Die Status-Denkschrift des Bundesverfassungs-
gerichts als informaler Beitrag zur Entstehung der Verfassungsordnung, 
RW 2020, 145 (164); Voßkuhle (Fn. 134), NJW 1997, 2216 (2216).
177   Lamprecht (Fn. 1), S. 51; Detterbeck (Fn. 124), NJW 1996, 426 (427).
178   Schulze-Fielitz (Fn. 11), AöR 1997, 1 (30).

anwenden. 179 Dadurch, dass der Gesetzestext sehr kurz-
gehalten ist, fließen folglich auch politische und gesellschaft-
liche Betrachtungen mit ein. Die Beantwortung von Ver-
fassungsfragen enthält somit auch politische Wertungen. 180 
Der US-amerikanische Supreme Court lehnt solche Vor-
lagen ab, wenn sie zu politisch sind, nach dem »political-
clause-Ansatz« oder der »political question-Doktrin«. 181 Um 
sich dem Vorwurf einer »höchstrichterliche[n] Billigkeits-
justiz« 182 zu entziehen, könnte man über eine Übertragung 
des amerikanischen Modells auf das BVerfG nachdenken. 
Dies würde allerdings nicht zu einer Rationalisierung der 
Entscheidungen führen, ganz im Gegenteil: Dieser An-
satz könnte zu einer Willkür auf der vorverlagerten Ebene 
führen, eine Entscheidung würde ohne eine ausführliche 
Begründung abgelehnt werden. Dies widerspricht dem aus-
führlichen Zuständigkeitskatalog, nach dem sich das Gericht 
richtet. 183 Das BVerfG soll sich gerade nicht vor dem Konflikt 
zurückziehen können, 184 sondern als letzte Möglichkeit 
die Grundrechte der gesamten Bevölkerung verteidigen. 185 
Ebenso funktionieren Vorschläge nicht, die fordern, nur ge-
wichtige Grundrechtsverstöße zuzulassen. 186 Das BVerfG 
musste somit entscheiden.

2.  BVerfG als Ersatzgesetzgeber

In der Theorie gibt es eindeutige Grenzen zwischen dem 
Gesetzgeber und dem BVerfG. Letzteres erklärt ausnahms-
weise diejenigen Gesetze für nichtig, welche verfassungs-
widrig sind. In der Praxis werden Gesetze jedoch auch mit 
einer Übergangsregelung versehen 187 oder um ein neues Ver-
fahren zu verhindern, direkt mit Formulierungsvorschlägen 
verfasst. 188 Aus Sorge vor einer Kompetenz-Kompetenz des 
BVerfG, wird mit dem funktionell-rechtlichen Ansatz ver-
sucht, dem Staatsorgan jeweils die Aufgabe zuzuweisen, 
welches es nach seinen Fähigkeiten am besten erfüllt. 189 
Damit soll die Macht des BVerfG auf die Judikative begrenzt 
bleiben. 190 

Zwar erklärte das BVerfG im Kruzifix-Beschluss die Norm 
»nur« für nichtig, allerdings könnte die funktionell-recht-
liche Grenze beim Eingreifen in die Landeskompetenz 
Bayerns überschritten worden sein. 191 Das Land kann die 
Schulform ausgestalten (Art.  7  III,  V  GG). 192 Gleichzeitig 

179   Limbach, Das Bundesverfassungsgericht als politischer Machtfaktor 
(1995), S. 18.
180   Scholz (Fn. 79), S. 1201 (1206 f., 1221 f.).
181   Limbach (Fn. 179), S. 20; Schlaich/Korioth (Fn. 137), Rn. 505.
182   Isensee (Fn. 11), JZ 1996, 1085 (1090).
183   Schlaich/Korioth (Fn. 137), Rn. 505; Limbach (Fn. 179), S. 20.
184   Benda (Fn. 174), NJW 1995, 2470 (2470).
185   Vgl. Möllers (Fn. 135), S. 281 (298 f.).
186   Gefordert von: Isensee (Fn. 11), JZ 1996, 1085 (1091).
187   Schlaich/Korioth (Fn. 137), Rn. 405 f.
188   So geschehen bei der Entscheidung zum Schwangerschaftsabbruch 
und dem Diätenurteil: Scholz (Fn. 79), S.  1201 (1209); Hans-Jochen Vogel 
(Fn. 160), NJW 1996, 1505 (1510); Schulze-Fielitz (Fn. 11), AöR 1997, 1 (8).
189   Schlaich/Korioth (Fn. 138), Rn. 507.
190   Dies., a.a.O., Rn. 506.
191   Vgl. Campenhausen (Fn. 35), AöR 1996, 448 (456).
192   BVerfGE 93, 25 (28) Ziff. 73; BVerfGE 41, 65 (77 f.) Ziff. 62.
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wacht das BVerfG über die Einhaltung der Grundrechte. 
Dem Bundesland Bayern wurde grundsätzlich zugebilligt, 
seine Schulen als christliche Gemeinschaftsschulen aus-
zugestalten. 193 In dieser früheren Entscheidung wurde 
allerdings eine Einschränkung im Rahmen einer verfassungs-
konformen Auslegung vorgenommen: Der Unterricht solle 
nicht an die Glaubensinhalte einzelner christlicher Be-
kenntnisse gebunden werden, sondern nur an den durch 
das Christentum geprägten Kulturkreis. 194 Zudem dürfe nur 
ein Minimum an Zwangselementen vorhanden sein und 
das BVerfG betonte, dass die Schule auch offen für andere 
weltanschauliche und religiöse Inhalte sein müsse. 195 Gerade 
weil es auch Bekenntnisschulen oder Bekenntnisklassen 
gibt, sollten in den gemischten Klassen oder Schulen Aus-
weichmöglichkeiten geschaffen werden. 196 Somit muss der 
kritisierenden Literatur widersprochen werden: Der Kruzi-
fix-Beschluss überschritt nicht die Landeskompetenz. Die 
Norm der VSO ging über das Neutralitätsverständnis hinaus 
und berührte den bundesrechtlichen Art. 4 I GG.

Für eine länderfreundlichere Lösung 197 entschied sich das 
BVerfG in dem Kopftuch-Urteil 2003 198. Die Beschwerde-
führerin obsiegte zwar mit ihrer Verfassungsbeschwerde, ein 
Kopftuch als Lehrkraft im Unterricht tragen zu dürfen. Dies 
lag jedoch nur daran, dass das Land keine Gesetzesgrundlage 
zur Beschränkung der Glaubensfreiheit schuf. In dem Be-
schluss wurde die Gestaltungsfreiheit der Länder betont. 199 
Diesen wurde ausdrücklich die Möglichkeit offengestellt, die 
abstrakten Gefahren durch die Bekleidung von Lehrkräften 
in einer gesetzlichen Grundlage zu benennen. 200 

Es stellt sich die Frage, ob das BVerfG diesen Weg auch 
beim Kruzifix-Beschluss hätte gehen können. Ein ent-
scheidender Unterschied zwischen den Fällen ist jedoch, 
dass es beim Kopftuch nicht um ein staatlich angeordnetes 
Symbol geht. Die Lehrkräfte stehen zwar als Beamte im 
Dienst des Staates und treten stellvertretend für diesen auf. 
Allerdings können sie sich auf eigene Grundrechte berufen 201 
und ihre Situation ist damit nicht mit dem Aufhängen eines 
Kreuzes durch den Staat vergleichbar. Ein weiterer Unter-
schied ist, dass nicht bereits eine Regelung vorlag, die eine 
Religion durch den Staat bevorzugte. Stattdessen eröffnete 
das BVerfG den Ländern, entweder durch gesetzliche 
Grundlage gleichermaßen jegliche religiöse Symbolik am 
Äußeren der Lehrkräfte zu verbieten (auch die Kreuze an 
Ketten, sowie der Habit der Ordensfrauen) 202 oder auf ein 

193   BVerfGE 41, 65 (78) Ziff. 63.
194   BVerfGE 41, 65 (78) Ziff. 63.
195   BVerfGE 41, 65 (78) Ziff. 63.
196   Jakobs (Fn. 8), S. 99.
197   Später ergingen Kopftuch-Entscheidungen des BVerfG, welche stär-
ker in die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers eingriffen, Volkmann, Di-
mensionen des Kopftuchstreits, JURA 2015, 1083 (1083, 1091).
198   BVerfGE 108, 282.
199   BVerfGE 108, 282 (302) Ziff. 47.
200   BVerfGE, 108, 282 (303, 309, 310) Ziff. 49, 62, 66.
201   BVerfGE 108, 282 (294) Ziff. 30; a.A.: Sondervotum Ziff. 80; Stern/
Sodan/Möstl/Wolff, Staatsrecht im europäischen Staatenverbund, Bd. 2, 2. 
Auflage (2022), § 47 Rn. 90.
202   Baden-Württemberg versuchte vergeblich, nur islamische Symbole zu 

Gesetz zu verzichten. Dann gäbe es keine Eingriffsgrundlage 
für ein Kopftuchverbot. Das BVerfG konnte damit auch die 
Wesentlichkeitslehre anwenden und die Ausgestaltung eines 
Gesetzes zur Beschränkung der Glaubensfreiheit fordern. 203 
Beim Kruzifix-Beschluss wurde hingegen nicht darauf ein-
gegangen, dass lediglich eine Verordnung die Glaubens-
freiheit einschränkte. 204 Nur die Folgenorm erging dann 
als Gesetz, um der Problematik vorzubeugen. 205 Schließ-
lich erging das Kopftuch-Urteil, nachdem der EGMR sich 
zweimalig zum Kruzifix geäußert hatte und in der zweiten 
Entscheidung betonte, dass es an den Ländern sei, die Aus-
gestaltung vorzunehmen, solange sie nicht indoktrinierend 
sei. 206 Daran konnte sich das BVerfG im Kopftuch-Urteil 
ebenfalls orientieren. 207 So wurde zwar ein befriedendes 
Signal an die Länder gesendet, 208 jedoch unterschied sich der 
Sachverhalt vom Kreuz im Klassenzimmer. 

Eine länderfreundlichere Ausgestaltung des Kruzifix-Be-
schlusses wäre jedoch möglich gewesen und hätte ähnlich 
zu der Entscheidung des BVerwG 209 ergehen können. Der 
§  13  I  3  VSO hätte verfassungskonform ausgelegt werden 
können. 210 Dabei hätte das BVerfG zum Ergebnis kommen 
können, dass aufgrund der kompromisslosen staatlichen An-
ordnung, Kreuze aufzuhängen, die Norm verfassungswidrig 
sei. 211 Dies hätte zu konstruktiver Kritik bei einer Neu-
gestaltung des bayerischen Schulgesetzes, inklusive einer 
Kompromisslösung, führen können. Es wäre deutlich ge-
worden, dass der bisherige § 13 I 3 VSO unflexibel war 212 und 
nicht, dass der Beschluss des BVerfG unausgeglichen ist. 
Effektiv ergäbe sich das gleiche Ergebnis, nur entstünde nicht 
der Eindruck, dass Bayern die Kompetenz nach Art. 7 I GG 
genommen worden wäre. Auch wenn dies kommunikativ 
besser gewesen wäre, wahrte das BVerfG jedoch auch im er-
gangenen Beschluss die funktionell-rechtliche Grenze.

3.  Mögliche Machtbegrenzung

Eine letzte mögliche Grenzüberschreitung im Kruzifix-Be-
schluss könnte im Loslösen von der bisherigen Rechts-
dogmatik in Religionsfragen liegen. Das BVerfG folgt 
objektiv nachvollziehbaren Prüfungsschritten, die aus Maß-
stäben bestehen, welche der Norm bei der Anwendung 
helfen. 213 Dadurch, dass das BVerfG selbst die Maßstäbe 
setzt, mit denen das Verfassungsrecht zu überprüfen ist, 214 
soll es sich auch an diesen Maßstäben messen lassen. Dies 

verbieten, Volkmann (Fn. 197), JURA 2015, 1083 (1088).
203   BVerfGE 108, 282 (297, 311 f.) Ziff. 38, 68, 70.
204   Kritisiert von: Badura (Fn. 88), BayVBl. 1996, 33 (34); a.A.: Jakobs 
(Fn. 8), S. 98.
205   Art. 7 III BayEuG; auf Vorschlag von: Badura (Fn. 88), BayVBl. 1996, 
33 (38).
206   EGMR, Urt. v. 18.3.2011 – Nr. 30814/06 – Lautsi, Rn. 61 f.
207   Volkmann (Fn. 197), JURA 2015, 1083 (1091).
208   Demel (Fn. 130), JA 2000, 368 (371).
209   BVerwGE 109, 40.
210   Campenhausen (Fn. 35), AöR 1996, 448 (454 f.).
211   Jakobs (Fn. 8), S. 101.
212   BVerfG VBlBW 1995, 470 = VBlBW 1995, 470 (472) (Seltenreich).
213   Hirzel, Macht und Methode (2023), S. 87.
214   Lepsius (Fn. 173), S. 159 (214 f.).
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ließe sich von außen überprüfen und wäre eine Form der 
Machtbegrenzung. 215

Ein Bruch mit der Rechtsprechung wird zum einen in einer 
Abkehr von der positiven Glaubensfreiheit hin zur negativen 
gesehen (s. B.II.). Zum anderen wird der Bruch in einer zu 
starken Betonung des Einzelnen zu Lasten der Gemein-
schaft (insbesondere im Hinblick auf die begleitenden Ent-
scheidungen »Soldaten-sind-Mörder« und »Sitzblockade«) 
gesehen (s. B.III.).

Das BVerfG ist in seinen Entscheidungen bisher oft für eine 
starke Stellung der individuellen Grundrechte eingetreten. 
Dementsprechend wurde auch das Lüth-Urteil mit der 
Wechselwirkungslehre als Meilenstein gefeiert. 216 Dass auch 
in der »Soldaten-sind-Mörder-Entscheidung« diese liberale 
Rechtsprechung zulasten des Ehrschutzes fortgeführt 
wurde, 217 hing somit nicht an einer zu politischen Auf-
fassung der Richter. Alle drei Beschlüsse zeugten von einer 
starken Betonung der Individualgrundrechte, welche vor 
Gemeinschaftswerten überwogen. 218 Dies ist kennzeichnend 
für das BVerfG. 219 Gerade auch die Glaubensfreiheit ist 
historisch als Schutz vor Repressionen gegen Abweichler 
entstanden. 220 Jedoch fing mit den 1990er Jahren wieder eine 
stärkere Betonung der sozialen und Gemeinschaftswerte in 
der Gesellschaft an, 221 welche das BVerfG in den letzten Ent-
scheidungen gerade nicht aufgriff. 222 Es führte den liberalen 
Kurs konsequent weiter. Auch im Kruzifix-Beschluss bezog 
das BVerfG seine vorherigen Entscheidungen mit ein. 223 Das 
Neutralitätsverständnis und das Verbot der Privilegierung 
einer Weltanschauung oder Religion wurden bereits 1965 224 
festgestellt. Für die Durchführung eines Schulgebets be-
tonte das BVerfG die Freiwilligkeit der Teilnahme 225 und 
die gewählte Schulform einer christlichen Gemeinschafts-
schule legte es einschränkend verfassungskonform aus (s. 
C.II.2.). In der Entscheidung zum Kreuz im Gerichtssaal 
kündigte das BVerfG bereits an, sich später tiefer mit dem 
Neutralitätsverständnis auseinanderzusetzen. 226 Wäre das 
konsequente Befolgen der eigenen Dogmatik und vorherigen 
Rechtsprechung eine Form der Machtbegrenzung, so hielte 
das BVerfG sie vorliegend ein.

215   Gefordert von Hirzel (Fn. 213), S. 87 f.
216   Wassermann, Zur gegenwärtigen Krise des Bundesverfassungsge-
richts, RuP 1996, 61 (62 f.); Wahl (Fn. 99), S. 81 (95).
217   Wassermann (Fn. 216), RuP 1996, 61 (62); Sendler, Liberalität oder 
Libertinage?, NJW 1993, 2157 (2158).
218   Müller-Volbehr (Fn. 38), JZ 1995, 996 (1000).
219   Wassermann (Fn. 216), RuP 1996, 61 (61 f.); Jakobs (Fn. 8), S. 99.
220   Dies., a.a.O., S. 69; vgl. Simon, Freie Kirche im demokratischen Staat, 
ZevKR 1997, 155 (155).
221   Auch Schulze-Fielitz (Fn. 11), AöR 1997, 1 (21).
222   Wassermann (Fn. 216), RuP 1996, 61 (61 f.); Redeker (Fn. 155), NJW 
1995, 3369 (3370).
223   Neumann (Fn. 99), ZRP 1995, 381 (383); Massing (Fn. 46), PVS 1995, 
719 (728); Jakobs (Fn. 8), S. 100.
224   BVerfGE 19, 206 (216) Ziff. 32.
225   BVerfGE 52, 223 (240) Ziff. 54.
226   BVerfGE 35, 366 (374 f.) Ziff. 26.

Folglich kann dem BVerfG daher bei dieser Entscheidung 
keine Machtüberschreitung vorgeworfen werden. Auch 
Grenzen, die zusätzlich in der Literatur vorgeschlagen 
werden, wurden nicht überschritten. Dies zeigt, dass die Vor-
schläge zur Machtbegrenzung des BVerfG wenig Wirkung 
auf die Wahrnehmung einer Entscheidung in der Öffentlich-
keit haben, sie berühren nur die Fachliteratur. Die Reaktion 
muss auf andere Aspekte zurückzuführen sein.

III.  Die Auswirkungen der Fehler im Beschluss auf die öffent-
liche Reaktion

Die Reaktionen fielen stärker aus als je zuvor und anders als 
sonst fand keine Vermittlung der Literatur zwischen Ge-
richten und Öffentlichkeit statt, sondern es wurde vielfach 
leidglich »Institutionsschelte« 227 betrieben. Zwar gab es 
Fehler in Kommunikation und Genauigkeit (s. C.I.2.), aber 
die Entscheidung lässt sich verfassungsrechtlich herleiten 
und ist im Ergebnis vertretbar. 228 Insgesamt ging die Kritik 
weit darüber hinaus. 

Ein Erklärungsansatz könnte der Umgang Bayerns mit dem 
Neutralitätsverständnis des BVerfG sein. Die Entscheidung 
des BVerfG zu christlichen Gemeinschaftsschulen 229 wurde 
bereits nicht verfassungskonform umgesetzt, sondern die 
christliche Schulpolitik weitergeführt. 230 Aus dieser und 
der Schulgebets-Entscheidung 231 wurde vor allem mit-
genommen, dass die bisherigen Verfassungsbeschwerden 
wegen negativer Glaubensfreiheit abgewiesen wurden und 
eine solche beim Kruzifix-Beschluss plötzlich Recht be-
kam. 232 Der Bevölkerung wurde bereits seit Jahrzehnten 
nicht das vom BVerfG vorgegebene Neutralitätsverständnis 
vermittelt, somit kam die Entscheidung, die Kreuze abzu-
hängen, tatsächlich überraschend und mit der erwarteten 
Ablehnung. 233 Dies könnte die überzogene Kritik mit ver-
ursacht haben. 234

Auch besteht die Vermutung, dass der Grundsatz vom welt-
anschaulich neutralen Staat nicht in der Bevölkerung ver-
innerlicht sei. 235 Milder formuliert, sei das Staatskirchenrecht 
und das Verhältnis zu Art. 4 I, II GG sowie zu Art. 140 GG 
dogmatisch unklar. 236 Dies lässt sich auch anhand eines 
Aufsatzes beobachten, wo das Kreuz für den Staatsrechtler 
Heckel zur staatlichen Erziehung dazugehöre: Menschen, 
die dagegen vorgingen, stellten sich auch sonst gegen den 
Staat, vergleichbar mit fehlenden Steuerzahlungen und einer 
Ablehnung der Polizei. 237 In Deutschland ist der Angriff auf 

227   Wahl (Fn. 99), S. 81 (87).
228   Simon (Fn. 220), ZevKR 1997, 155 (155); Schulze-Fielitz (Fn. 11), AöR 
1997, 1 (4).
229   BVerfGE 41, 65.
230   So Renck (Fn. 9), ZRP 1996, 16 (20).
231   BVerfGE 52, 223.
232   Vgl. Massing (Fn. 46), PVS 1995, 719 (726).
233   Czermak (Fn. 98), S. 13 (39).
234   So auch Rozek (Fn. 45), BayVBl. 1996, 22 (22).
235   Wahl (Fn. 99), S. 81 (91 f.); ähnlich: Grimm (Fn. 154), S. 152.
236   Renck (Fn. 9), ZRP 1996, 16 (16).
237   Heckel (Fn. 46), DVBl. 1996, 453 (458).



GRZ	 ÖffR Aufsatz – Schmidt: Der Kruzifix-Beschluss und seine Folgen    105

das Kruzifix mangels Staatskirche aber kein Angriff auf den 
Staat. 238 

Andere ebenfalls politisch wie rechtlich hoch umstrittene 
Entscheidungen zum Asylrecht 239 oder zum Vertrag von 
Maastricht 240 lösten weniger Resonanz aus. 241 Anders als der 
Kruzifix-Beschluss unterlagen sie keinem gespaltenen Zeit-
geist. 242 Dieser folgte dem zu beobachteten Trend, dass die 
Bedeutung des christlichen Glaubens schwindet. 243 Gerade 
deswegen fühlten sich die einflussstarke Kirche und die 
CSU auch bestimmt, die Öffentlichkeit für dieses Thema zu 
mobilisieren. 244 Die Fehler im Kruzifix-Beschluss bildeten 
lediglich einen Anlass, alle drei Entscheidungen aus dem 
Zeitraum 245 anzugreifen und als Abkehr vom gesellschaft-
lichen Konsens zu bemängeln. 246 Naheliegend ist somit, 
dass der emotional stark aufgeladene Art.  4  GG zu den 
vehementen Reaktionen führte und nicht die Fehler, die 
dem Kruzifix-Beschluss innewohnten. 247 Diese boten nur 
einen Anlass, um die teils populistischen Argumente mit 
juristischen Einschätzungen zu ummanteln.

D.  Fazit

Die heftigen Kritikwellen ebbten Mitte 1996 wieder ab. 248 
Trotz Sorge um die Souveränität des BVerfG 249 griff der 
Bundesgesetzgeber keinen der radikalen Vorschläge (Ab-
setzung des Vorsitzenden, 250 Einführung einer Dreiviertel-
mehrheit für Beschlüsse 251 und eine öffentliche Wahl der 
Richter 252) auf und die Bundesjustizministerin betonte ihre 
Unterstützung für das Gericht. 253 Die Entscheidung schadete 
dem BVerfG somit keinesfalls langfristig. Auch kurzfristig 
nahm die Anzahl der Verfassungsbeschwerden nicht ab. 
Sie blieben der Vertrauensbeweis für die Institution. 254 Im 
Gegenteil könnte sich der Sturm an Kritik anlässlich der ein-
gangs (B.III.) erwähnten Phase eines »Bundesverfassungs-
gerichtspositivismus« als notwendig für eine gesunde Demo-
kratie erwiesen haben. Das BVerfG hat keine kontrollierende 
Instanz über sich, daher braucht es die Öffentlichkeit und 

238   Vgl. auch Renck (Fn. 9), ZRP 1996, 16 (17).
239   BVerfGE 94, 49.
240   BVerfGE 89, 155.
241   Schulze-Fielitz (Fn. 11), AöR 1997, 1 (11 f.).
242   Ders., a.a.O., 1 (14).
243   Simon (Fn. 220), ZevKR 1997, 155 (156).
244   Kellner (Fn. 86); vgl. Grimm (Fn. 154), S. 158.
245   »Soldaten sind Mörder«: BVerfGE 93, 266; Sitzblockade: BVerfGE 
92, 1; Kruzifix: BVerfGE 93, 1.
246   Mit gesellschaftlichem Konsens ist eine konservative Einstellung ge-
meint, Wahl (Fn. 99), S. 81 (90); Wesel (Fn. 74), S. 63.
247   Vgl. Leutheusser-Schnarrenberger (Fn. 97), FAZ v. 17.10.1996, S.  12; 
Simon (Fn. 220), ZevKR 1997, 155 (156); Neumann (Fn. 99), ZRP 1995, 381 
(384).
248   Wahl (Fn. 99), S. 81 (118); Möllers (Fn. 135), S. 281 (299).
249   Lamprecht (Fn. 1), S. 13.
250   Wesel (Fn. 74), S. 62.
251   Zuck (Fn. 11), NJW 1995, 2903 (2904).
252   Gesetzesentwurf v. 27.7.95, BT-Drs. 13/2088.
253   BT-PlPr. 13/51, S. 4331.
254   Isensee (Fn. 11), JZ 1996, 1085 (1086).

Presse für checks and balances. 255 Mittlerweile ist der Kruzi-
fix-Beschluss eine Leitentscheidung für die Klärung von 
Fragen zur Glaubensfreiheit und wird in Lehrbüchern heran-
gezogen. 256 

Das BVerfG hat im Kruzifix-Beschluss teils ungenau ge-
arbeitet und schlecht kommuniziert. Diese Fehler wären 
allerdings in anderen Entscheidungen verziehen worden. 
Die Gegenreaktion ist vielmehr darauf zurückzuführen, dass 
in dem emotional stark debattierten Bereich von Religion in 
der Schule eine Grundsatzentscheidung getroffen wurde, 
die das bisher verschwommene Neutralitätsverständnis mit 
klaren Grenzen versah.

255   Geis (Fn. 6), S. 41 (42).
256   Epping /Lenz/Leydecker, Grundrechte, 10. Auflage (2023), S. 174, 182; 
Kingreen/Poscher, Grundrechte: Staatsrecht II, 40. Auflage (2024), Rn. 738.
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